1
6

SOLAR-INFOS und Kommentare


Vorabzug. Bitte um Korr. u. Stellungnahme

(Monatliche Informationen) 




Alle Angaben ohne Gewähr

http://members.aon.at/solarenergie/soli.htm 


2006-05-29/Nießler/SOLI0605

23. Mai 2006: Schwarzer Dienstag für eine rasche Energiewende in Österreich

Die Ökostromgesetz-Novelle unterstützt das atomar-fossile Energieversorgungssystem.

Beim EUROSOLAR-Treffen am 13. Mai 2006 in Wolfsthal/NÖ stand die für 23. Mai 2006 im Parlament geplante Abstimmung zur Ökostrom-Novelle im Mittelpunkt.

Alle EUROSOLAR-Mitglieder und Arbeitskreis-Koordinatoren sollen umgehend mit ihren Abgeordneten zum Nationalrat http://www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=907,82145&_dad=portal&_schema=PORTAL 

und Bundesrat http://www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=907,104661&_dad=portal&_schema=PORTAL 

Kontakt aufnehmen, damit diese Politiker und Politikerinnen nicht diesem "Ökostrom-Kahlschlag-Gesetz" zustimmen und sich für eine rasche Energiewende einsetzen.

oekonews ruft auf: „Sagen wir den Politikern was wir vom Ökostrom-Kahlschlag-Gesetz halten!“

aufbereitete Infos auch für Nicht-Insider unter http://www.oekonews.at/index.php?mdoc_id=1014674 

Wer dieser Novelle zustimmte ist "Pro Atomstrom" und "Pro Erdöl und Erdgas" und für Leute aus der Anti-Atom- und Erneuerbare Energien-Szene nicht wählbar.
Die Abstimmung vom 23.5.2006 aus der Sicht der Parlamentskorrespondenz/01/23.05.2006/Nr. 509: 

http://www.parlament.gv.at/portal/page?_pageid=908,1055721&_dad=portal&_schema=PORTAL
„Nationalrat: Breite Mehrheit für Ökostrom-Novelle 

Grüne: Gesetz ist umwelt- und wirtschaftspolitisch kontraproduktiv


Wien (PK) – Nach massiver Kritik der Grünen und kritischen Äußerungen der F-Abgeordneten Rosenkranz und Scheuch hat der Nationalrat mit breiter Mehrheit die Novelle zum Ökostrom-Gesetz beschlossen. 

Unter einem wurden mit dieser Vorlage das Energie-Versorgungssicherheitsgesetz und die Änderung des Versorgungssicherheitsgesetz debattiert. 


Abgeordneter Dr. VAN DER BELLEN (G) übte heftige Kritik an der in Aussicht genommenen Novellierung des Ökostromgesetzes. Unter anderem bemängelte er die Reduzierung von Förderungen und die seiner Meinung nach "lachhaften" Fördermittel für Photovoltaik-Anlagen. Mit der Ökostromgesetz-Novelle setzten die Koalitionsparteien und die SPÖ Arbeitsplätze aufs Spiel, warnte er. Zudem ist die Gesetzesnovelle seiner Meinung nach eine Einladung für zusätzliche Atomstromimporte nach Österreich. 


Dass die Gesetzesnovelle nicht nur, wie Van der Bellen meinte, umweltpolitisch, sondern auch wirtschaftspolitisch kontraproduktiv sei, begründete er mit der Erwartung, dass der Markt für erneuerbare Energie in den nächsten Jahren vergleichbar mit dem IT-Markt in den achtziger- und neunziger Jahren boomen werde. Für ihn ist es etwa nicht vorstellbar, dass China und Indien ihr derzeitiges Wirtschaftswachstum auf Dauer beibehalten könnten, wenn sie weiter auf die "Energiepolitik des 20. Jahrhunderts" setzten. 


Die Regierungsparteien verabsäumten es aber, Anlagen zur Erzeugung von Ökostrom sowie energiesparende und auf Energieeffizienz ausgerichtete Techniken zu fördern, klagte Van der Bellen. Zur Untermauerung seiner Argumentation wies er auf eine kleine Photovoltaik-Firma in Tirol hin, die vor drei Jahren vier Mitarbeiter hatte und heute 180 Mitarbeiter beschäftigt, aber ausschließlich ins Ausland exportiert. 


Darüber hinaus wies Van der Bellen darauf hin, dass durch die vorliegende Gesetzesnovelle Kleinverbraucher zusätzlich belastet würden, während die Industrie entlastet werde. Auch die vorgesehene Zusatzförderung für mittelgroße Wasserkraftwerke lehnte er mit dem Argument ab, dass eine ausgereifte Technologie keine neuen Förderungen benötige. Aufmerksamkeit erregte ein von den Grünen neben dem Rednerpult platziertes riesiges gelbes Fass mit einem aufgeklebten Radioaktivitäts-Symbol und der Aufschrift "Nein zu diesem Umweltzerstörungsgesetz". 


Abgeordneter KOPF (V) konstatierte, mit diesem Gesetz gelinge es, auch weiterhin erneuerbaren Energieträgern Aufbaumöglichkeiten zu eröffnen und die Kosten für die Haushalte in einem erträglichen Ausmaß zu halten. Österreich bewege sich damit im Spitzenfeld der europäischen Ökostromförderung. 


Seinem Vorredner van der Bellen warf Kopf vor, Unrichtiges und Unwahres von sich gegeben zu haben. So stimme es nicht, dass die Förderungen um 80 % gekürzt werden. Vielmehr werde das Fördervolumen bis 2011 auf 300 Mill. € angehoben. Auch gebe es im Gegensatz zu den Behauptungen der Grünen sehr wohl eine Abnahmegarantie, und zwar für weitere zwölf Jahre, betonte Kopf. 


Abgeordnete Mag. WEINZINGER (G) blieb bei der Hauptkritik ihrer Fraktion, wonach die Förderungen für erneuerbare Energieträger gekürzt werden. Mit diesem Gesetz werde Ökostrom in Zukunft verhindert, die Regierung verspiele damit eine Marktchance und öffne dem Import von Atomstrom Tür und Tor, stand für Weinzinger fest. 


Abgeordneter OBERHAIDINGER (S) replizierte, sämtliche Argumente der Grünen würden sich auf die Regierungsvorlage aus dem Jahr 2004 beziehen, der die SPÖ "nie und nimmer" zugestimmt hätte. In der Zwischenzeit habe es aber intensive Verhandlungen gegeben, die SPÖ habe sich nicht von den Regierungsparteien über den Tisch ziehen lassen. Es sei vielmehr gelungen, in einem Kompromiss das Gesetz wesentlich zu verbessern. Klar war für den Redner überdies, dass die Förderung erneuerbarer Energie untrennbar mit der Förderung der Energieeffizienz und des Energiesparens verbunden sei. 


Bundesminister Dr. BARTENSTEIN widersprach ebenfalls den Grünen und unterstrich mit Nachdruck, es handle sich nicht um eine Kürzung, sondern vielmehr um einen weiteren Anstieg der Förderungen. Das ungebremste Wachstum der Ausgaben sei aber nun gebremst worden. Dieses Gesetz ermögliche es, Ökostrom weiter zu fördern und dabei diese Technologie auch marktgerecht zu gestalten und die Kosten für die Haushalte in Grenzen zu halten. Er warf den Grünen vor, bei ihrer Argumentation den Kostenfaktor der Alternativenergie für die Haushalte ausgeklammert zu haben. 


Abgeordneter Mag. KOGLER (G) gab zu bedenken, mit diesem Gesetz sei eine große Chance verspielt worden, zumal durch den Ausbau des Ökostroms auch heimische Arbeitsplätze gefördert werden könnten. 


Abgeordneter DI HOFMANN (F) erwartete sich von diesem Gesetz eine Anhebung des Ökostromanteils auf 10 % und meinte, Österreich sei beim Ausbau der Ökoenergie richtungweisend in Europa. Angesichts der Kosten für die Haushalte erachtetete es Hofmann als wichtig, die Mittel möglichste effizient einzusetzen. Die Argumente der Grünen bezeichnete er als haltlos und wenig seriös. 


Abgeordnete Dr. MOSER (G) kam auf die Atomkraft zu sprechen und forderte in einem Entschließungsantrag Verhandlungen mit Tschechien mit dem Ziel, die Sicherheitsmängel im AKW Temelin zu beheben beziehungsweise das AKW stillzulegen. Weiters drängte sie auf Initiativen Österreichs gegen die Errichtung grenznaher AKW. 


Abgeordneter KOPF (V) brachte einen V-F-S-Abänderungsantrag ein, der unter anderem eine EU-konforme Gestaltung des Aufbringungsmechanismus für die Förderungen zum Gegenstand hatte. 


Abgeordneter KRAINER (S) rechnete aufgrund dieses Gesetzes mit 5.000 neuen Arbeitsplätzen und meinte überdies, es sei dem Verhandlungserfolg der SPÖ zu verdanken, dass nun wieder Geld für die Photovoltaik flüssig sei, und dass die erneuerbare Energie insgesamt gegenüber der Regierungsvorlage wesentlich angehoben werden konnte. 


Abgeordnete ROSENKRANZ (F) kritisierte, dieses Gesetz sei nicht geeignet, die Energieautarkie Österreichs sicherzustellen. Sollte es nun zur geplanten Fusion der ÖMV mit der Verbundgesellschaft kommen, dann sei auch die Verfügungsgewalt über die heimische Wasserkraft nicht mehr gewährleistet. 


Abgeordneter GRILLITSCH (V) forderte eine Gesamtstrategie für die Energiepolitik, die sowohl Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit, soziale Verträglichkeit und Innovation umfasst. Hinsichtlich innovativer Neuerungen hätten sich Biomasse und nachwachsende Rohstoffe als besonders wichtig herausgestellt. Er, Grillitsch, beschäftigte sich schon lange mit diesen Fragen, wie auch der Bauernbund und die ÖVP. Den Grünen warf er vor, das Gesetz nicht seriös zu beurteilen. Die Anlagenbetreiber würden laut Grillitsch klare Perspektiven brauchen, weshalb er eine baldige Vorlage der Tarifverordnung verlangte. 


Abgeordneter STEIER (S) bezeichnete das Gesetz als einen Meilenstein, wenn es auch einen Kompromiss darstelle. Seiner Ansicht nach werde man die Probleme sicherlich korrigieren können. Für den Ökostrom werde mehr Geld ausgegeben, hielt Steier fest. Der Energiemarkt sei großen Veränderungen unterworfen und die Energiepolitik habe sowohl die Interessen der Umwelt als auch der Menschen und der Konsumenten zu berücksichtigen, gleichzeitig aber auch den Ansprüchen der Ökologie zu genügen. 


Abgeordneter DI SCHEUCH (F) bewertete das Gesetz grundsätzlich positiv. Erneuerbare Energiegewinnung habe unter schwierigen Voraussetzungen zu bestehen, da man auch sozial verträgliche Preise garantieren müsse. Das gelinge mit dem Ökostromgesetz, so Scheuch. Er betonte, dass in bestehende Projekte nicht eingegriffen werde. Seiner Meinung nach werde der Windenergie jedoch ein zu hoher Anteil zugewiesen. Kritik übte Scheuch an den seiner Auffassung nach negativen Auswirkungen für bäuerliche Betriebe. Für diese bedeute das Gesetz eine wesentliche Verschlechterung, weshalb er nicht zustimmen werde. 


Für Abgeordneten PREINEDER (V) war bereits das Ökostromgesetz 2002 ein voller Erfolg. Der Anteil der Haushalte, die mit erneuerbarer Energie versorgt werden, habe rasch auf 7 % erhöht werden können. Es sei daher wichtig, den beschrittenen Weg fortzusetzen und klare Planungsmöglichkeiten für neue Anlagen zu schaffen. Hinsichtlich der Stromproduktion sei man mit dem Gesetz gut unterwegs. 


Auch Abgeordneter EDER (S) äußerte sich zufrieden über das Gesetz, fügte aber hinzu, dass man auf das Energiesparen nicht vergessen dürfe. Eder versuchte, die Auswirkungen des Gesetzes in Hinblick auf das Biogas zu erläutern, und wies darauf hin, dass weitere fünfzig Betriebe gefördert werden können. 

Biogas könne auch in die Erdgasleitungen eingespeist und damit bis zum Kraftfahrzeug transportiert werden. Von Stadtverwaltungen würden auch Pilotprojekte für die Müllabfuhr entwickelt und auch mit Polizei und Taxiunternehmen sei man bereits in Verhandlung, so die positive Einschätzung Eders. 


Abgeordneter ZWEYTICK (V) hielt fest, dass das Ökostromgesetz Planungs- und Rechtssicherheit bringe und fünfzig neue Biogasanlagen sowie vierzig neue Biomasseanlagen und vierzig neue Windräder ermögliche. Insgesamt stellte er eine erfreuliche Entwicklung des Ökostroms in Österreich fest und zeigte kein Verständnis für die Haltung der Grünen sowie von Abgeordnetem Scheuch. 


Auch wenn das Gesetz nicht das Gelbe vom Ei sei, sei es dennoch ein gutes Gesetz, meinte Abgeordneter MARIZZI (S). Er unterstrich die Notwendigkeit des Energiesparens und rechnete vor, dass allein das Standby bei den Computern die Energie eines Kraftwerks benötige. Die Wasserkraft hielt er für eine Zukunftstechnologie, denn mit 60 % Wirkungsgrad sei sie der Photovoltaik mit 25 % Wirkungsgrad weit überlegen. 


Abgeordneter HORNEK (V) gab zu bedenken, dass für die Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit die Situation des weltweiten Energiemarktes relevant sei. Deswegen müsse der Ökostrom unterstützt werden, der sich mittlerweile zu einem bedeutenden Wirtschaftszweig entwickelt habe. Er gebe bereits 5.400 Menschen Arbeit. Die Photovoltaik hält Hornek noch lange nicht für konkurrenzfähig. 


Herbe Kritik an der Energiepolitik der ÖVP übte Abgeordneter Mag. MOSER (S). Die ÖVP stelle seit zwanzig Jahren den Energieminister und sei nicht in der Lage gewesen, eine Gesamtstrategie zu erstellen. Die Versorgungssicherheit in Österreich habe abgenommen, die Produktion sei zurückgegangen und der Leitungsbau liege in Agonie, so die Analyse Mosers. Die steirische Stromversorgung hänge bereits jetzt an einem seidenen Faden, sagte er, das Kartenhaus Stromliberalisierung sei zusammengebrochen und die Vorteile habe nur der Finanzminister lukriert. Österreich sei von einem Stromexporteur zu einem Stromimporteur geworden. 


Bei der Abstimmung wurde die Novelle zum Ökostromgesetz, zum Elektrizitätswirtschafts- und –organisationsgesetz sowie zum Energie-Regulierungsbehördengesetz unter Berücksichtigung eines Zusatz- bzw. Abänderungsantrages mit der verfassungsmäßigen Zwei-Drittel-Mehrheit von ÖVP, SPÖ und von F-BZÖ-MandatarInnen mehrheitlich angenommen. Der Rückverweisungsantrag der Grünen wurde mit den Stimmen von ÖVP, SPÖ und F-BZÖ mehrheitlich abgelehnt.


Der Entschließungsantrag der Grünen betreffend Stilllegung des AKW Temelin und Ökostrom statt Atomstrom wurde mehrheitlich abgelehnt.“ 

Die GRÜNEN und die beiden freiheitlichen Nationalratsabgeordneten Barbara Rosenkranz und Reinhard E. Bösch haben heute im Nationalrat gegen die Ökostromgesetz-Novelle gestimmt.

Bundesrat kann Einspruch gegen die Ökostrom-Novelle erheben

Der Bundesrat kann gegen einen Gesetzesbeschluss (Beschluss) des Nationalrates einen mit Gründen versehenen Einspruch erheben.

Der Einspruch muss dem Nationalrat innerhalb von acht Wochen nach dem Einlangen des Gesetzesbeschlusses (Beschlusses) beim Bundesrat von dessen Präsidenten schriftlich übermittelt werden.

Die 62 Mitglieder des Bundesrates, die derzeit ein Mandat innehaben


Hans Ager (ÖVP)
Roswitha Bachner (SPÖ)
Karl Bader (ÖVP)
Mag. Bernhard Baier (ÖVP)
Ludwig Bieringer (ÖVP)
Ana Blatnik (SPÖ)
Karl Boden (SPÖ)
Martina Diesner-Wais (ÖVP)
Adelheid Ebner (SPÖ)
Ing. Reinhold Einwallner (SPÖ)
Thomas Einwallner (ÖVP)
Mag. Wolfgang Erlitz (SPÖ)
Christine Fröhlich (ÖVP)
Michaela Gansterer (ÖVP)
Johann Giefing (SPÖ)
Manfred Gruber (SPÖ)
Dr. Erich Gumplmaier (SPÖ)
Ing. Hermann Haller (ÖVP)
Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ)
Mag. Harald Himmer (ÖVP)
Waltraut Hladny (SPÖ)
Johann Höfinger (ÖVP)
Reinhard Jany (ÖVP)
Günther Kaltenbacher (SPÖ)
Ing. Siegfried Kampl (OF)
Elisabeth Kerschbaum (GRÜNE)
Mag. Gerald Klug (SPÖ)
Gottfried Kneifel (ÖVP)
Mag. Gertraud Knoll (SPÖ)
Günther Köberl (ÖVP)
Albrecht Konecny (SPÖ)
Eva Konrad (GRÜNE)
Johann Kraml (SPÖ)
Helmut Kritzinger (ÖVP)
Dr. Franz Eduard Kühnel (ÖVP)
Dr. Ruperta Lichtenecker (GRÜNE)
Ewald Lindinger (SPÖ)
Edgar Mayer (ÖVP)
Peter Mitterer (OF)
Günther Molzbichler (SPÖ)
Gabriele Mörk (SPÖ)
Maria Mosbacher (SPÖ)
Mag. Susanne Neuwirth (SPÖ)
Franz Perhab (ÖVP)
Erwin Preiner (SPÖ)
Harald Reisenberger (SPÖ)
Sissy Roth-Halvax (ÖVP)
Josef Saller (ÖVP)
Stefan Schennach (GRÜNE)
Wolfgang Schimböck (SPÖ)
Dr. Andreas Schnider (ÖVP)
Wolfgang Sodl (SPÖ)
Dr. Georg Spiegelfeld-Schneeburg (ÖVP)
Werner Stadler (SPÖ)
Ferdinand Tiefnig (ÖVP)
Reinhard Todt (SPÖ)
Harald Vilimsky (OF)
Jürgen Weiss (ÖVP)
Helmut Wiesenegg (SPÖ)
Ernst Winter (SPÖ)
Franz Wolfinger (ÖVP)
Sonja Zwazl (ÖVP)

Fr., 9.Juni 2006, 9Uhr: Ökostrom-Gesetz-Novelle in der Bundesrat-Plenarsitzung:


Spitzenpolitiker bekommen mehr.

Am selben Tag als der Ökostrom torpediert wurde - unter dem Voprwand: „ Wir müssen die Konsumenten vor dem teuren Strom aus Windräder und Solarzellen schützen“ - genehmigten sich dieselben Politiker eine saftige Gehaltserhöhung auf Kosten der Bürger. 

Nun können sich auch Spitzenpolitiker Solarstrom leisten.

EU-Politiker wollen die Bürger schröpfen  und die Meinungsfreiheit besteuern

http://futurezone.orf.at/it/stories/111902/ 

Auf der Suche nach neuen Finanzierungsmöglichkeiten für die EU sind Abgeordnete des EU-Parlaments auf die Idee verfallen, europaweit E-Mails und SMS zu besteuern.

Eine Arbeitsgruppe des EU-Parlaments diskutiert derzeit einen Aabgezocker-Vorschlag zur Besteuerung von SMS und E-Mails.

"Bis wann soll und könnte Österreich auf Energie-Autarkie umgestellt werden?"

Auch 20 Jahre nach Tschernobyl gibt es bei NGOs noch einen enormen Informationsmangel über Erneuerbare Energien und Geothermie und keine einheitliche Strategie für eine rasche Energiewende.


* 100 Prozent Strom aus Erneuerbaren Energien 

(besonders schnell mit Windenergie) und Geothermie
wäre bis 2010 technisch und wirtschaftlich möglich.

* 100 Prozent Energie aus einem Mix aus Erneuerbaren Energien

(Sonne, Wind, Wasser, Biomasse u.a.) und Geothermie, sowie 
rationelle Energieanwendung  wäre vor 2016 möglich
(kriegswirtschaftlich und im Sinne einer zivilen Landesverteidigung). 

Bei einer Energiewende-Strategie soll „Langfristig“ nicht mehr vorkommen.

Eberschwang: Tausende große Windkraftwerke für Österreich

An die 2000 Freunde der Windenergie kamen am 1. Mai 2006 nach Eberschwang zum Jubiläum " 10 Jahre Groß-Windkraft in Österreich". Dabei wurde auch verlangt: Tausende große Windkraftwerke sollen bundesweit gestreut in allen Regionen, möglichst rasch (bis 2010) in der Nähe von Energieschwerpunkten), dezentral aufgestellt werden - auch zur Erhöhung der Versorgungssicherheit.

http://www.windkraft-innviertel.at 

Streitdorf: Strom und Wärme aus Pflanzenöl 

Mehr als tausend hochmotivierte und hochkarätige Besucher aus dem In- und Ausland kamen am 6. Mai 2006 zum "Tag der offenen Tür am energieautarken Bauernhof der Familie Löser" nach Streitdorf/ Weinviertel/NÖ und konnten sich von frühmorgens bis (statt wie geplant Ende 17 Uhr) fast Mitternacht überzeugen, dass heute bereits eine rasche Energiewende mit Hilfe der Landwirtschaft möglich ist. 

Großes Interesse fanden bei diesem "großfamiliären EE-Treffen", mit einem intensiven Erfahrungsaustausch, die vielen gezeigten, bereits angewendeten und praxiserprobten Techniken der "Energie aus der Landwirtschaft", besonders das neue Sonnenblumen-Pflanzenöl-Blockheizkraftwerk, Elektroautos, Pellets- und Getreideheizungen.

Lebhafte Diskussionen gab es bei den Photovoltaik-Vorführungen und den zwei „Solarkraftzwergen“.

http://www.solarbundesliga.at/energiebauernhof/html/energietag.html 

Viele wollen Solarkraftzwerge - auch als sichere Geldanlage

Bei allen "Erneuerbare Energien"-Veranstaltungen gibt es seit Jahren großes Interesse für "Solarkraftzwerge“ (steckerfertige Photovoltaik-Wechselstrom-Modu)l und es  besteht nach wie vor einen enormen Informationsrückstand über Photovoltaik-Technologien, so auch z.B. in Perchtoldsdorf, Oberndorf, Eberschwang und Streitdorf.

Und es wurde gefragt: "Warum sind noch nicht alle Gemeinden in Solarbundesliga der österreichischen Kommunen vertreten?" http://www.solarbundesliga.at/
Keine ethischen Geldanlagen bei Raiffeisen ?

Der Raiffeisen-Energie-Garantiefonds (Zeichnungsfrist 18.4.-2.6.2006) wirbt im Prospekt mit Windrädern, legt jedoch in Aktien von Erdöl- und Erdgas-, sowie Atomstrom-Unternehmen an.

Am 13. Mai 2006 wurde in A-3622 Mühldorf (Bei Krems) feierte „120 Jahre Raiffeisen in Österreich“ gefeiert.

Spanien erzwingt Solarstromanlagen.

Photovoltaik wird bei vielen Neubauten Pflicht.

www.photon.de 

Auch in Österreich sollte aus Zivilschutzgründen und als Maßnahme gegen Stromzusammenbrüche Photovoltaik-Strom für alle Neubauten ("Dächer und Fassaden als Solarkraftwerke") - und besonders auch für alle Klimaanlagen und Kühlschränke - gesetzlich vorgeschrieben werden.

"Tschechische Atom-Lobby hofft auf 380-kV-Leitung!"
Am 20.Jahre-Gedenktag zur Tschernobylkatastrophe warnte die steirische Grüne Klubobfrau Ingrid Lechner-Sonnek:

"Bau der 380-kV-Leitung unterstützt tschechische Atom-Lobby“.

Erdöl-Preis auf Rekordhoch

Die Ölpreise steigen in ungeahnte Höhen. Das Problem ist nicht neu. Aber so dringend wie zur Zeit waren neue Lösungen für die Energieversorgung wohl noch nie. Am 22. April 2006 kletterte der Preis auf eine Rekordhöhe von 75 Dollar pro Fass. Er liegt damit über dem bisherigen Höchstwert, der im August 2005 nach dem Hurrikan Katrina erreicht worden war. 

Als Gründe für den jüngsten Anstieg werden angegeben: 

Befürchtete Lieferengpässe auf Grund  der US-Kriegsdrohung wegen Irans Atompolitik, sinkende Vorräte in den USA und die Wirren in Nigeria.

Nigeria: Blut für Öl

Bei der Explosion einer Ölpipeline auf einer Insel vor der nigerianischen Metropole Lagos sind am 12. Mai 2006 an die 300 Menschen ums Leben gekommen.

Elektroautos Wien – Kärnten –Wien unterwegs 18.-22. Mai 2006 

18.-21. Mai 2006 : Elektroauto- und Pflanzenöl-Rundfahrt am Wörthersee/Kärnten; 

Ausk.: Matthias Köchl Mobil-Tel. 0664/2668549  http://www.elektromobil.com  

Oliver Hromada-Polyckyj  Mobil-Tel.0650/64 17371 oliver.hromada@ktn.gv.at 

http://members.aon.at/solarenergie/emobilrundfahrt.pdf 

Sonntag, 21. Mai 2006:

13 Uhr: Abfahrt von St. Veit/Glan, über B 83 – Friesach (25 km) - 

Neumarkt (15 km, = 40 km) 1 ½ St. Laden bei BP-Tankstelle mit Peugeot-Werkstätte in A-8820 Neumarkt /Stmk., Tel. 03584/3030 Büro, Hr. Radauer und Tel. 03584/2477 Tankstelle, Wienerstraße 19

Zweite Tankmöglichkeit bei OMV-Tankstelle 8820 Neumarkt, Kärntnerstr. 22 (beide an der Bundesstraße), Tel. 03584/2167 (event. Aufteilung in zwei und drei Fahrzeuge)

16 Uhr: ab Neumarkt – Perchau, Scheifling B 96 (11 km)

Unzmarkt, Grünhübl B 77 – Judenburg (25 km) - Weißkirchen (7 km), Zeltweg (7 km), (= 50 km), Laden und Abendessen von 17.30 bis 19.30 im Hotel-Restaurant "Hirschmugl" 8740 Zeltweg, Hauptstraße 1, Tel. 03577/22365

dann weiter nach Knittelfeld 8 km, St. Lorenzen 10 km, Preg 5 km, St. Stefan 8 km, St. Michael 5 km B 116, Leoben 9 km, Oberaich (18 km = 63 km)

Tanken und Nächtigung: Hotel und Campingplatz Rudolf Pichler, Bruckerstr. 110,

A-8600 Oberaich, Tel. 03862/51418. 

Mo. 22. Mai 2006,

9.30 Uhr: Abfahrt von Oberaich 

10.30 – 12.30 Uhr: Mürzzuschlag (50 km), laden am Hauptplatz, Kontakt: WolfgangFarnleitner, Tel. 0664 2141541 

14 – 16 oder 17 Uhr: Wr. Neustadt (54 km) beim ÖAMTC-Stützpunkt, Neunkirchner Allee 200, Tel. 02622/24548, Ansprechpartner Herr Rath.

Weiter bis Baden bzw. Wien.

Auskunft: EUROSOLAR-Arbeitskreis 15 „Nachhaltige Mobilität“, Helga Morocutti, Mobil-Tel. 0699/811 67997 

Für Elektroautos sollte es auf allen öffentlichen Parkplätzen Stromtankstellen (betrieben mit Ökostrom, vorrangig Photovoltaik) geben

________________________________________________________________________________

Ing. Franz NIESSLER, A-1100 Wien, Waldgasse 17/14, 
eMail: niessler.energie@chello.at 
Tel. (++43-1) 604 52 73, Fax. 01/604 52 734, 
A1-Tel. 0664/2000 262, 
0664/34-00-270,

http://members.chello.at/niessler.energie/sofo.doc
